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einer umfassenden Klärung ist es günstig, wenn bei der 
Eigentumsverteilung im Rahmen der gesamten Verteilung 
abschließend klargestellt wird, welcher Ehegatte im Innen­
verhältnis für Kredite und Darlehn künftig allein einzustehen 
hat. Diese Verpflichtungen sind bei der Betrachtung des wert­
mäßigen Ergebnisses der Verteilung insgesamt zu berücksich-
tigen .33

Nach Ziff. 3.3. und 3.4. sind die gemeinschaftlichen Ver­
pflichtungen bzw. Forderungen zu erfassen. Demzufolge blei­
ben z. B. Darlehn, die ein Ehepartner allein als persönliche 
Verpflichtung übernommen hat, unberücksichtigt. Ausgenom­
men sind die Fälle, ln denen das Geld (unbestritten oder 
nachweisbar) zugunsten der Ehe- und Familiengemeinschaft 
verwendet wurde, so daß bei der Eigentumsverteilung eine 
einseitige, ungerechte Belastung vermieden werden muß.33 34 35 36 Im 
Außenverhältnis ist weiterhin eine eindeutige Rechtslage zwi­
schen dem Darlehnsgeber und dem Ehegatten gegeben, der 
persönlich — nicht für die eheliche Gemeinschaft handelnd 
(§11 FGB) — eine Verpflichtung eingegangen ist.

Die in Ziff. 3.4. zweiter Absatz enthaltene Empfehlung, 
strittig gebliebene Forderungen von Dritten gegenüber den 
Geschiedenen von der Eigentumsverteilung auszunehmen und 
dem Dritten — bei voller Sicherung seiner Rechtsstellung als 
Darlehnsgläubiger — in einem Zivilrverfahren die Klärung 
seiner Ansprüche zu ermöglichen, hat sich bewährt und im 
Ergebnis zu keiner Zunahme von Zivilverfahren geführt.

Außergerichtliche und gerichtliche Verteilung

Die Richtlinie orientiert die Bürger insgesamt und in Ziff. 2.1. 
dritter Absatz sowie 3.5. erster Absatz ausdrücklich auf die 
vollständige oder zumindest teilweise außergerichtliche Ver­
teilung ihres gemeinschaftlichen Eigentums. Keiner kann bes­
ser als sie selbst dessen Umfang und Wert sowie die Nut­
zungsbedürfnisse der Familienmitglieder einschätzen. Hinzu 
kommen die Vorzüge, die jede Einigung als Ausdruck sach­
lichen und vernünftigen Verhaltens für die Geschiedenen hat. 
Die zu Beginn angeführten statistischen Aussagen verdeut­
lichen dieses Verhalten vieler Bürger. Die Gerichte haben die 
Aufgabe, bereits im Eheverfahren die Prozeßparteien durch 
konkrete Hinweise auf den Inhalt, die Form und die Verbind­
lichkeit einer außergerichtlichen Vereinbarung zu unterstüt­
zend

In Gerichtsverfahren ist mitunter umstritten, ob eine 
außergerichtliche Verteilung erfolgt ist. In diesen Fällen ist 
zunächst eindeutig festzustellen, ob eine Vereinbarung — 
schriftlich oder mündlich abgeschlossen oder durch Verteilung 
der Sachen bereits vollzogen — vorliegt. Erst wenn diese Vor­
prüfung zu dem Ergebnis führt, daß keine außergerichtliche 
Klärung erfolgt ist, kann eine gerichtliche Teilung vorberei­
tet werden. Liegt eine Vereinbarung vor, ist die Klage abzu­
weisen. Die Orientierung der Bürger auf eine außergericht­
liche Verständigung beinhaltet die Konsequenz, daß die Ge­
richte nicht zulassen können, daß die Verbindlichkeit der 
außergerichtlichen Vereinbarung unbegründet durch einen 
Beteiligten einseitig in Frage gestellt wird. Im beiderseitigen 
Einvernehmen können die Geschiedenen selbstverständlich 
ihre bisherige Vereinbarung aufheben und eine neue abschlie­
ßen oder eine gerichtliche Verteilung beantragen.36

Bei einer teilweisen außergerichtlichen Klärung und einer 
folgenden Klage ist im allgemeinen davon auszugehen, daß 
sich das Gericht auf die Verteilung der von den Anträgen der 
Prozeßparteien erfaßten Sachen und anderen Eigentums­
objekte zu konzentrieren hat, ohne die außergerichtliche Ver­
teilung einzubeziehen. Im Ausnahmefall ist jedoch nicht aus­
zuschließen, daß eine Prozeßpartei unter wertmäßigen Ge­
sichtspunkten auf eine Unausgeglichenheit der außergericht­
lichen Verteilung hinweist. In diesem Fall hat sich das Ge­
richt, ohne jede verteilte Sache im einzelnen zu bewerten, zu­
mindest einen pauschalen Überblick zur bisherigen Verteilung 
zu verschaffen.37 38 39 * *

Bisweilen wird von den Geschiedenen nicht die vorgese­
hene oder vorgenommene Aufteilung von Sachen angegriffen, 
sondern es wird allein wegen der von ihnen eingesetzten 
Werte mit einer Klage eine gerichtliche Neuverteilung ange­

strebt. In solchen Fällen ist es nicht ausgeschlossen, daß das 
Gericht unter Beibehaltung der vorgesehenen oder vorge­
nommenen Aufteilung von Sachen zu der Feststellung gelangt, 
daß in analoger Anwendung von § 68 Abs. 2 Satz 2 ZGB eine 
Teilnichtigkeit vorliegt.38 Dieses Ergebnis kann jedoch nur 
eintreten, wenn eindeutig nachgewiesen ist, daß einzelne 
Wertangaben erheblich über oder unter ihrem Wert liegen, 
so daß ein krasses Mißverhältnis zum Nachteil einer Prozeß­
partei besteht. Hingegen können sich keine Konsequenzen 
ergeben, wenn die Ehepartner die geteilten Sachen insgesamt 
zu gering oder zu hoch bewertet haben. Hier liegt dennoch 
ein ausgeglichenes Ergebnis vor. Da die Sachen für die Nut­
zung der Ehegatten (vgl. Ziff. 2.2.) und nicht für einen Ver­
kauf bestimmt sind, ergeben sich für keine Prozeßpartei 
Nachteile.

Nach Ziff. 3.5. letzter Absatz können außergerichtliche Ver­
einbarungen nichtig sein, wenn Anfechtungsgründe gemäß 
§ 70 ZGB vorliegen. Die Praxis zeigt, daß eine Anfechtung 
wegen Irrtums, Übermittlungsfehlern, arglistiger Täuschung 
oder rechtswidriger Drohung (§ 70 Abs. 1 ZGB) selten im Ge­
richtsverfahren erfolgt und noch seltener erfolgreich verläuft. 
Es soll deshalb hierauf nicht näher eingegangen werden.

Bei der Prüfung der Voraussetzungen für eine Nichtigkeit 
gemäß § 68 ZGB hat sich ergeben, daß die in Abs. 1 Ziff. 1, 3 
und 4 dieser Bestimmung angeführten Gründe im allgemei­
nen nicht vorliegen. In der Regel trifft § 68 Äbs. 1 Ziff. 2 ZGB 
zu. Bei der Prüfung dieser Voraussetzung ist davon auszuge­
hen, daß Einigungen oder außergierichtliche Vereinbarungen 
gemäß Ziff. 3.5. zweiter Absatz nicht den Verteilungsgrund­
sätzen des § 39 FGB entsprechen müssen. Das gilt insbeson­
dere, wenn ein Ehepartner mehr erhalten hat als der andere, 
weil erkennbar auf seiner Seite besondere Umstände Vorla­
gen, die eine Besserstellung entsprechend den Verteilungs­
grundsätzen des Abschn. 2 der Richtlinie erforderten (z. B. 
Kinder, Alter, Krankheit, ungünstige wirtschaftliche Lage 
eines Ehegatten). Die in Ziff. 3.5. vierter Absatz als Beispiel 
dargelegten Gründe, die der Protokollierung einer Einigung 
gemäß § 46 Abs. 1 ZPO entgegenstehen können — unzurei­
chende Berücksichtigung der Interessen von Kindern, unver­
tretbare Auswirkungen für die wirtschaftliche Lage eines 
Ehegatten, Beeinträchtigung der Rechte von Gläubigern — 
erweisen sich auch als typische Gründe für die Nichtigkeit 
außergerichtlicher Vereinbarungen. Auch in diesen Fällen ist 
stets zu prüfen, ob die Vereinbarung insgesamt oder nur teil­
weise nichtig ist (§ 68 Abs. 2 Satz 1 ZGB) .39

Zur Kostenverteilung und Gebührenwertfestsetzung

Für die Prozeßparteien hat auch die Entscheidung über die 
Verfahrenskosten® große Bedeutung. Deshalb soll hier noch 
auf einige Probleme der Kostenverteilung und Gebühren­
wertfestsetzung eingegangen werden.

In der mit der Ehesache verbundenen Eigentumsverteilung 
bestimmen die im § 174 Abs. 3 ZPO dargelegten Gesichtspunkte 
die Kostenvertei'lung im gesamten Verfahren.4! Ihre Auswir­
kungen sind unproblematisch, wenn allein die wirtschaftli­
chen Verhältnisse für die Kostenverteilung zu beachten sind. 
Sofern weitere Umstände hinzutreten, ist es unerläßlich, daß 
sich die Gerichte vor der Entscheidung einen Überblick ver­
schaffen, welche Kosten in welcher Höhe voraussichtlich an­
fallen werden. Andernfalls kann ein unvertretbares Verhält­
nis zu Lasten der wirtschaftlich schwächeren Prozeßpartei 
entstehen.42
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